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Klimaaktivisten blockieren Kraftwerke und Industrieanlagen in NRW – Tumultartige  
Szenen in Hamm 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Bei den angekündigten „Massenaktionen“ des vom Verfassungsschutz seit 2024 als linksext-
remistischen Verdachtsfall beobachteten Klimabündnisses „Ende Gelände“ kam es am Frei-
tag, den 29. Mai 2026, zu zahlreichen Protestaktionen, Blockaden und mehreren Polizeiein-
sätzen in Hamm, Mülheim an der Ruhr und Gelsenkirchen. Ausgangspunkt war ein bereits seit 
mehreren Tagen bestehendes Klimacamp im Hammer Lippepark. Von dort machten sich am 
Morgen zunächst etwa 400 bis 500 Demonstranten auf den Weg in Richtung Hauptbahnhof 
Hamm. Während des Marsches wurden Parolen wie „Kampf dem Kapital“, „Viva Palästina“ 
und „Energiekonzerne enteignen“ gerufen.1 
 
Bereits in den frühen Morgenstunden kam es zu ersten Zwischenfällen in Hamm. Mehrere 
Aktivisten versuchten, sich vom Demonstrationszug zu lösen und eigenständig in Richtung 
Hauptbahnhof vorzudringen. Die Polizei stoppte die Gruppe an einer Unterführung. Später 
verschärfte sich die Situation unter einer anderen Eisenbahnbrücke, wo zahlreiche, teilweise 
vermummte Demonstranten an Polizeikräften vorbeirannten, Beamte zur Seite drängten und 
Anweisungen ignorierten. Die Polizei wertete dieses Verhalten als groben Verstoß gegen die 
Auflagen der Versammlung und erklärte per Lautsprecherdurchsage, dass für die betreffenden 
Personen der Schutz des Versammlungsrechts nicht mehr gelte. Weitere Spannungen ent-
standen im Bereich der Commerzbank-Filiale, wo sich Demonstranten trotz polizeilicher Auf-
forderungen auf die Fahrbahn setzten. Dabei kam es zu Rangeleien und kleineren tumultarti-
gen Szenen. Zudem musste die Polizei den Demonstrationszug mehrfach anhalten, weil Teil-
nehmer vermummt waren. Die Beamten kündigten an, Personen mit unerlaubten Maskierun-
gen gezielt aus der Menge zu holen.2 
 
Im Verlauf des Vormittags verlagerten sich die Aktionen teilweise in andere Bereiche des Ruhr-
gebiets. Mehrere hundert Aktivisten reisten mit Regionalzügen in Richtung Essen und Köln. In 
Mülheim an der Ruhr verschafften sich etwa 200 Demonstranten Zugang zu den Gleisanlagen 
des Pipelineherstellers Europipe und blockierten sie. Die Polizei leitete daraufhin Ermittlungen 

 
1 Vgl. https://apollo-news.net/tumultartige-szenen-in-hamm-klimaaktivisten-blockieren-kraftwerke-und-
industrieanlagen-in-nrw/. 
2 Ebenda. 
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wegen des Verdachts der Nötigung sowie wegen eines möglichen schweren Eingriffs in den 
Bahnverkehr ein.3 
 
Ebenfalls in Mülheim richteten sich Proteste gegen den Rüstungskonzern KNDS. Aktivisten 
blockierten das Werksgelände des Panzerbauers. Während die Polizei von rund 40 Beteiligten 
sprach, gab „Ende Gelände“ die Zahl mit etwa 200 an. Die Nachtschicht konnte das Werk noch 
verlassen, die Frühschicht wurde dagegen zeitweise am Betreten des Betriebsgeländes ge-
hindert. Vertreter von „Ende Gelände“ begründeten die Aktion damit, dass Stahl ihrer Ansicht 
nach für Windräder und Eisenbahnschienen statt für Panzer verwendet werden solle. Auch in 
diesem Fall leitete die Polizei Strafverfahren ein. Gegen Mittag wurde die unangemeldete Blo-
ckade beendet, mehrere Demonstranten wurden von Polizeikräften vom Gelände getragen.4 
 
Eine weitere größere Aktion fand am Kohlekraftwerk Scholven in Gelsenkirchen statt. Mehrere 
hundert Aktivisten gelangten auf das Gelände des Kraftwerks. Nach Angaben der Demonst-
ranten brachten sie Solarpaneele mit, um symbolisch zu demonstrieren, dass Energie auch 
ohne Kohleverstromung erzeugt werden könne. Die Polizei sprach zunächst von etwa 200 
Personen auf dem Gelände und erklärte, es gebe aktuell keine Hinweise auf Gewaltbereit-
schaft.5 
 
Parallel zu den Protesten kam es auch zu juristischen Auseinandersetzungen. Für den folgen-
den Samstag kündigten „Ende Gelände“, Greenpeace, Fridays for Future, Campact und der 
BUND eine Großdemonstration am RWE-Gersteinwerk in Werne-Stockum an der Hammer 
Stadtgrenze an. Die Polizei hatte die ursprünglich geplante Demonstrationsroute aus Sicher-
heitsgründen verändert. Das Verwaltungsgericht Gelsenkirchen bestätigte diese Auflagen, wo-
raufhin die Veranstalter Beschwerde beim Oberverwaltungsgericht Münster einlegten.6 
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 8220 mit Schreiben vom 7. August 2026 na-
mens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister der Justiz beantwortet. 
 
 
1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Er-

mittlungen zu den jeweils oben beschriebenen Vorfällen? (Bitte Tathergang sowie 
Straftatbestände aufschlüsseln.) 

 
Der Leitende Oberstaatsanwalt in Dortmund hat dem Ministerium der Justiz unter dem 
03.07.2026 im Wesentlichen berichtet, bei seiner Behörde seien im Zusammenhang mit dem 
Demonstrationsgeschehen am 29.05.2026 in Hamm insgesamt vier Ermittlungsverfahren an-
hängig geworden. Zwei dieser Verfahren richteten sich gegen einen Beschuldigten wegen ei-
nes Verstoßes gegen das Vermummungsverbot sowie wegen Widerstands gegen Vollstre-
ckungsbeamte. Ein drittes Ermittlungsverfahren werde gegen Unbekannt wegen des Vorwurfs 
der Leitung einer nicht angemeldeten Versammlung geführt. Schließlich richte sich ein weite-
res Verfahren gegen Unbekannt wegen eines Verstoßes gegen das Vermummungsverbot. Die 
Ermittlungen in allen Verfahren dauerten an. 
 
Der Leitende Oberstaatsanwalt in Duisburg hat dem Ministerium der Justiz unter dem 
02.07.2026 u. a. berichtet, bei seiner Behörde werde im Zusammenhang mit zwei Versamm-
lungslagen am 29.05.2026 ein Ermittlungsverfahren wegen Landfriedensbruchs, gefährlicher 

 
3 Ebenda. 
4 Ebenda. 
5 Ebenda. 
6 Ebenda. 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20829 

 
 

3 

Körperverletzung, gefährlichen Eingriffs in den Bahnverkehr u. a. geführt. Zunächst hätten sich 
gegen 04:30 Uhr etwa 100 vermummte Personen vor den Ein- und Ausfahrten der KNDS FWH 
Castings GmbH in Mülheim an der Ruhr versammelt und diese blockiert. Die Versammlung 
habe durch die Polizei ohne weitere Maßnahmen gegen 13:00 Uhr beendet werden können. 
Gegen 06:00 Uhr hätten sich jedenfalls 184 vermummte Personen Zutritt zu dem Werksge-
lände der Salzgitter Mannesmann Grobblech GmbH in Mülheim an der Ruhr verschafft. Dort 
sei es u. a. zu Farbschmierereien und einer Sperrung des Gleisbereichs der Werksbahn auf 
dem Firmengelände gekommen. Zudem habe der Bahnführer eines Regionalzuges eine Voll-
bremsung einleiten müssen, da vier Personen von einer Brücke auf an das Werksgelände 
angrenzende Bahngleise gesprungen seien. Bislang hätten 18 Personen identifiziert werden 
können. Die Ermittlungen dauerten an. 
 
Die zunächst durch das Polizeipräsidium Dortmund im Rahmen einer Besonderen Aufbauor-
ganisation geführten Ermittlungen wurden aufgrund der örtlichen Zuständigkeit im Nachgang 
der Einsatzlage vom Polizeipräsidium Essen übernommen. Die weitere Bearbeitung erfolgt 
durch die Kriminalinspektion Staatsschutz des Polizeipräsidiums Essen unter Sachleitung der 
Staatsanwaltschaft Duisburg. 
 
Seitens der Kreispolizeibehörde Gelsenkirchen werden im Zusammenhang mit dem Demonst-
rationsgeschehen in Gelsenkirchen am 29.05.2026 Ermittlungsverfahren wegen Hausfrie-
densbruch, gemeinschädlicher Sachbeschädigung und Verstößen gegen das Versammlungs-
gesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (VersG NRW) geführt. Die Bearbeitung erfolgt durch 
die Ermittlungskommission der Kriminalinspektion Staatsschutz der Kreispolizeibehörde Gel-
senkirchen unter Sachleitung der Staatsanwaltschaft Essen. 
 
 
2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen jeweils bekannt? 
 
Kriminalpolizeiliche Erkenntnisse im Sinne dieser Antwort fußen grundsätzlich auf Verdachts-
momenten, die Grundlage für eine polizeiliche Strafanzeige oder die Gegenstand von krimi-
nalpolizeilichen Ermittlungen geworden sind. Solche Erkenntnisse ermöglichen regelmäßig 
keinen Rückschluss auf die Richtigkeit des in Rede stehenden Vorwurfs und auf das Ergebnis 
der abschließenden justiziellen Prüfung durch Staatsanwaltschaften und Gerichte. Bis zu einer 
rechtskräftigen Verurteilung gilt die Unschuldsvermutung. 
 
Durch das Polizeipräsidium Gelsenkirchen konnten im Rahmen der Einsatzbewältigung durch 
polizeiliche Maßnahmen 22 Personen identifiziert werden. Vier der Tatverdächtigen sind bis-
lang wegen des Verdachts der Begehung des Landfriedensbruchs und des tätlichen Angriffs 
auf Vollstreckungsbeamte polizeilich in Erscheinung getreten. Zu den übrigen 18 identifizierten 
Personen liegen keine polizeilichen Erkenntnisse vor.  
Die Identifizierung weiterer bislang unbekannter Tatverdächtiger dauert an. 
 
Durch das Polizeipräsidium Dortmund konnte bislang ein Tatverdächtiger identifiziert werden. 
Der Tatverdächtige ist bislang wegen des Verdachts der Begehung eines Widerstands gegen 
Vollstreckungsbeamte sowie Vermummungsverbots polizeilich in Erscheinung getreten.  
Durch das Polizeipräsidium Essen konnten insgesamt 18 Tatverdächtige identifiziert werden.  
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Ein Tatverdächtiger ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgenden Straf-
taten polizeilich in Erscheinung getreten: 
 

• in einem Fall wegen tätlichen Angriffs auf Vollstreckungsbeamte, 

• in einem Fall wegen Hausfriedensbruchs, 

• in einem Fall wegen Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes, 

• in einem Fall wegen gefährlichen Eingriffs in den Bahn-, Schiffs- und Luftverkehr, 

• in einem Fall wegen schweren Hausfriedensbruchs, 

• in einem Fall wegen Hausfriedensbruchs. 
 
Ein weiterer Tatverdächtiger ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgen-
den Straftaten polizeilich in Erscheinung getreten: 
 

• in einem Fall wegen Störung öffentlicher Betriebe, 

• in einem Fall wegen Widerstrand gegen Vollstreckungsbeamte, 

• in einem Fall wegen Durchführung einer Versammlung ohne Anzeige, 

• in zwei Fällen wegen gefährlichen Eingriffs in den Bahn-, Schiffs- und Luftverkehr. 
 
Ein weiterer Tatverdächtiger ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgen-
den Straftaten polizeilich in Erscheinung getreten: 
 

• in einem Fall wegen Störung öffentlicher Betriebe, 

• in zwei Fällen wegen Hausfriedensbruchs, 

• in einem Fall wegen Straftaten nach dem VersG NRW, 

• in einem Fall wegen Nötigung, 

• in einem Fall wegen Durchführung einer Versammlung ohne Anzeige, 

• in einem Fall wegen schweren Hausfriedensbruchs. 
 
Ein weiterer Tatverdächtiger ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgen-
den Straftat polizeilich in Erscheinung getreten: 
 

• in einem Fall wegen Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte. 
 
Ein weiterer Tatverdächtiger ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgen-
den Straftat polizeilich in Erscheinung getreten: 
 

• in einem Fall wegen gefährlichen Eingriffs in den Bahn-, Schiffs- und Luftverkehr. 
 
Ein weiterer Tatverdächtiger ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgen-
den Straftat polizeilich in Erscheinung getreten: 
 

• in einem Fall wegen Störung öffentlicher Betriebe. 
 
Ein weiterer Tatverdächtiger ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgen-
den Straftaten polizeilich in Erscheinung getreten: 
 

• in einem Fall wegen Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte, 

• in einem Fall wegen Landfriedensbruchs, 

• in einem Fall wegen Hausfriedensbruchs. 
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Ein weiterer Tatverdächtiger ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgen-
den Straftaten polizeilich in Erscheinung getreten: 
 

• in einem Fall wegen Landfriedensbruch. 
 
Ein weiterer Tatverdächtiger ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgen-
den Straftaten polizeilich in Erscheinung getreten: 
 

• in einem Fall wegen Landfriedensbruchs, 

• in einem Fall wegen Beleidigung. 
 
Ein weiterer Tatverdächtiger ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgen-
den Straftaten polizeilich in Erscheinung getreten: 
 

• in einem Fall wegen Störung öffentlicher Betriebe, 

• in einem Fall wegen schweren Hausfriedensbruchs. 
 
Ein weiterer Tatverdächtiger ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgen-
den Straftaten polizeilich in Erscheinung getreten: 
 

• in einem Fall wegen schweren Hausfriedensbruchs. 
 
Zu den sieben weiteren identifizierten Personen liegen keine polizeilichen Erkenntnisse vor. 
Die Identifizierung weiterer bislang unbekannter Tatverdächtiger dauert an. 
 
 
3. Welche Vorstrafen haben die Tatverdächtigen jeweils? (Bitte chronologisch auf-

listen.) 
 
Gemäß des in der Antwort zur Frage 1 genannten Berichts des Leitenden Oberstaatsanwalts 
in Dortmund ist der ermittelte Beschuldigte bislang nicht vorbestraft.  
 
Nach dem in der Antwort zur Frage 1 genannten Bericht des Leitenden Oberstaatsanwalts in 
Duisburg zufolge ist eine beschuldigte Person 2021 wegen Hausfriedensbruchs verurteilt wor-
den. Eine beschuldigte Person sei in den Jahren 2023 und 2025 insgesamt dreimal wegen 
gemeinschaftlichen Widerstandes gegen Vollstreckungsbeamte u. a. verurteilt worden. Zu 
zwei Beschuldigten lägen die Bundeszentralregisterauszüge bislang nicht vor. Die übrigen Be-
schuldigten seien nicht vorbestraft. 
 
 
4. Wie hat sich das Personenpotenzial des Klimabündnisses „Ende Gelände“ seit 

der Gründung bis heute pro Jahr entwickelt? 
 
Zu dem vom nordrhein-westfälischen Verfassungsschutz als linksextremistischen Verdachts-
fall geführten Bündnis „Ende Gelände“ liegen aufgrund der bundesweit agierenden, über die 
Landesgrenzen hinausgehenden Strukturen (vgl. Lagebild Linksextremismus, Stand: Februar 
2026, Vorlage 18/4830, S. 64 ff.) keine personenscharfen Zahlenwerte seit Gründung des 
Bündnisses ausschließlich für Nordrhein-Westfalen vor, welche das Personenpotential in sei-
ner Entwicklung darstellen könnten. Für Personenpotentiale außerhalb Nordrhein-Westfalens, 
wie auch bundesweit, ist der Verfassungsschutz Nordrhein-Westfalen nicht zuständig. 
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5. Werden die Geschehnisse als linksextreme Mischszene gewertet? 
 
An den Protesten und Blockaden im Zusammenhang mit dem Klimacamp in Hamm waren 
Akteurinnen und Akteure der als linksextremistischer Verdachtsfall eingestuften Gruppierung 
„Ende Gelände“ beteiligt. Zudem nahmen auch Akteurinnen und Akteure von nicht-extremisti-
schen Gruppierungen an den Aktionen teil, sodass in diesem Sinne insoweit von einer 
„Mischszene“ auszugehen ist. Vergleiche zur Definition auch die Beantwortung der Kleinen 
Anfrage 5044 (LT-Drs. 17/13195). Verfassungsschutzrechtlich wird insoweit auch der Begriff 
der „Entgrenzung“ herangezogen. Dies beschreibt einen Prozess des Aufweichens von Gren-
zen und meint in Bezug auf Extremismus das Untergraben der Trennlinien zwischen demo-
kratischer Zivilgesellschaft und extremistischen Akteurinnen und Akteuren. 


